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Drucksache VI/1466 


Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 24. November 1970 

beim Bundesminister der Finanzen 

VII A/4-B 1100-241/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ergebnisse des „Expertenkolloquiums Bundesbauten 
Bonn" im September 1970 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hauser (Bad Godes- 
berg), Rösing, Dr. Kliesing (Honnef), Dr. Frerichs und 
Genossen 

- Drucksache VI/ 1358 - 


Das Expertenkolloquium Bundesbauten Bonn fand im Septem- 
ber 1970 auf Einladung des Arbeitskreises „Bundesbauten Bonn" 
statt, dem Vertreter des Bundes, des Landes Nordrhein-West- 
fdlen und der Stadt Bonn angehören. Dem Expertengremium war 
die Aufgabe gestellt, Empfehlungen für die Integration der Bun- 
deseinrichtungen in die Stadt Bonn zu erarbeiten und in diese 
Überlegungen Fragen der Stadtentwicklung einzubeziehen. 

Die endgültige Fassung der Empfehlungen hat das Experten- 
gremium dem Arbeitskreis Bundesbauten Bonn am 2. Novem- 
ber 1970 überreicht. Die Bundesregierung prüft gegenwärtig 
die Vorschläge und hat sie erstmals im Arbeitskreis mit den 
Vertretern des Landes Nordrhein-Westfalen und der Stadt Bonn 
beraten. Da die Meinungsbildung und die Abstimmung noch 
nicht abgeschlossen sind, können die gestellten Fragen zum Teil 
nicht abschließend beantwortet werden. 

Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, an der von den Sachverstän- 
digen geforderten sofortigen nochmaligen Überprüfung der 
Planungskonzeption für die Nord-Süd-Fahrt (Punkt 33 der 
Sachverständigenthesen) mitzuwirken? 


Rat und Verwaltung der Stadt Bonn haben die Überprüfung 
und Ergänzung des Generalverkehrsplanes, eine erneute Über- 
prüfung der Planungskonzeption für die Nord-Süd-Fahrt, die 


Drude: Thenee Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/1466 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Erarbeitung eines Planungskonzeptes für den öffentlichen Nah- 
verkehr, eine Befragung der Bauindustrie nach neuen tech- 
nischen Methoden zum Problem einer Tieferlegung der Gleis- 
anlagen der Deutschen Bundesbahn und hierzu die Einsetzung 
eines unabhängigen Gutachtergremiums veranlaßt. Die Bundes- 
regierung ist bereit, im Rahmen ihrer Zuständigkeit diese 
Arbeiten zu unterstützen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, sich an den erforderlichen 
Mehrkosten einer Tieferlegung der Bundesbahn im gleichen 
Verhältnis zu beteiligen, wie dies vertraglich für die Durch- 
führung des „Projektes 77" (Gleichlage) vereinbart ist, falls 
die von den Sachverständigen geforderte Kosten-Nutzen-Rech- 
nung zum Thema Tief- oder Gleichlage der Bundesbahn 
(Punkt 26) wesentliche neue Argumente für die Tieflage er- 
geben sollte? 


Zu dieser Frage kann erst Stellung genommen werden, wenn 
die in der Antwort zu Frage 1 erwähnte Überprüfung der Pla- 
nungskonzeption abgeschlossen ist. Alsdann muß zwischen den 
Beteiligten (Bund, Land, Bundesbahn und Stadt) Einvernehmen 
hergestellt werden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die von den Sachverständigen 
empfohlene Konzentration aller Bundesministerien mit Aus- 
nahme des Verteidigungsministeriums beiderseits des Rheins 
im Gebiet der in Bau befindlichen Südbrücke (Punkte 35 bis 39) 
langfristig vorzusehen? 

Der Vorschlag der Experten, außer dem Bundesverteidigungs- 
ministerium alle anderen Einrichtungen der obersten Bundes- 
organe und -Behörden im Bereich zwischen der 2. Fährgasse 
(BMP) und Bad Godesberg (Kennedy- Allee), zwischen B9 und 
Rhein sowie Beuel-Süd geschlossen unterzubringen, wird als 
Leitlinie für die langfristige Unterbringung begrüßt. Dabei ist 
nicht ausgeschlossen, daß die Flächenreserven der bisherigen 
Standorte in Bonn-Nord (Rheindorfer Straße) und Bonn-Duis- 
dorf (Gailwitzkaserne) für eine bauliche Nutzung herangezogen 
werden müssen. Ob es möglich sein wird, die bisherigen Stand- 
orte in Bonn-Nord und Bonn-Duisdorf ganz vom Bund freizu- 
geben, bedarf indessen noch näherer Prüfung. 


4. Wie steht die Bundesregierung zu dem von den Sachver- 
ständigen empfohlenen Bau einer vierten Rheinbrücke, vor- 
nehmlich für Fußgänger (Punkt 38)? 

Nach den umfassenden Untersuchungen zum Ausbauplan für 
die Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 erfordert 
jedenfalls der weiträumige Verkehr nach Fertigstellung der 
Südbrücke keine weitere Rheinbrücke in Bonn. Der Bau einer 
Fußgängerbrücke von der Gronau zum Beueler Ufer wird nicht 
für sinnvoll gehalten, da der Brückenschlag für Fußgänger zu 
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weit ist. Damit würden die hierzu notwendigen Kosten in kei- 
nem Verhältnis zum Nutzen stehen. Außerdem wäre dies in 
erster Linie eine Frage, die die Stadt Bonn anginge. 


5. Hält die Bundesregierung die von den Sachverständigen vor- 
geschlagene Einrichtung einer besonderen Planungsinstitution 
(Punkt 40) durch bundesrechtliche Regelung oder durch ein 
Verwaltungsabkommen zwischen Bund, Land Nordrhein-West- 
falen, Stadt Bonn und ggf. Land Rheinland-Pfalz für notwendig 
oder erstrebenswert und für verfassungsrechtlich und politisch 
realisierbar? 


Der Arbeitskreis „Bundesbauten Bonn" hat den Vorschlag, eine 
besondere Planungsinstitution für die Flächennutzungs- und 
Bauplanungen mit großem Interesse zur Kenntnis genommen. 
Eine besondere Arbeitsgruppe, in welcher der Bund, die Stadt 
Bonn und das Land Nordrhci^-Westfalen vertreten sein wer- 
aen, wird diesen Vorschlag - insbesondere unter Brücksich- 
tigung der verfassungsrechtlichen Gegebenheiten - eingehend 
prüfen. 


6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zu einer von 
den Sachverständigen geforderten (Punkt 43), auf das Stadt- 
entwicklungsmodell abgestimmten koordinierten Bodenvorrats- 
politik von Bund, Land und Stadt, in deren Rahmen nicht nur 
die für die Bauten der ölfentlichen Hand ertorderlichen Flächen, 
sondern auch solche für Folgeeinrichtungen des Bundes, für den 
Wohnungsbau und für Erholungsflächen Berücksichtigung 
finden müßten? 


Bund, Land und Stadt sind sich darüber einig, daß eine umfas- 
sende Koordinierung der Bodenvorratspolitik unerläßlich ist. 
Daß sie auch durchaus möglich ist, hat die bisherige Praxis ge- 
zeigt. Die Koordinierung wird insbesondere in einer Festlegung 
von Interessenbereichen bestehen und sich auch darauf er- 
strecken müssen, in welcher Weise die erforderlichen Grund- 
erwerbsmittel bereitgestellt werden können. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend der Forderung 
der Sachverständigen (Punkt 45) mit dem Bauwettbewerb für 
das Bundeskanzleramt unmittelbar für alle Bundeseinrich- 
tungen im Bereich zwischen Bonn und Bad Godesberg sowie im 
Süden von Beuel einen städtebaulichen Ideenwettbewerb durch- 
zuführen? 

8. Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, auf die nach 
Meinung der Sachverständigen sehr bedenkliche abermalige 
Vorabplanung und Durchführung einer die Gesanitentwicklung 
entscheidend einengenden Einzelmaßnahme, nämlich des Bun- 
deskanzleramtes, zu verzichten, den Neubau des Bundes- 
kanzleramtes vielmehr im Rahmen einer städtebaulichen Ge- 
samtkonzeption durchzuführen und dabei den vorgesehenen 
Standort in Frage stellen zu lassen? 


Die Experten erkennen an, daß wegen einzelner dringender 
Baumaßnahmen der optimale Planungsablauf nicht durchführ- 
bar ist. Sie glauben jedoch darauf hinweisen zu müssen, daß 
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eine isolierte Einzelplanung des Bundeskanzleramtes die Ge- 
samtentwicklung entscheidend einengen und vorausbestimmen 
könnte. Sie empfehlen deshalb, den Bauwettbewerb für das 
Bundeskanzleramt mit einem städtebaulichen Ideenwettbewerb 
für den „Bundesdistrikt" und den Regierungsbereich zu ver- 
binden und dabei den Standort des Bundeskanzleramtes noch 
einmal zur Diskussion zu stellen. 

Die Unterlagen für den Wettbewerb „Bundeskanzleramt" wer- 
den seit dem 2. November 1970 an die teilnehmenden Architek- 
ten ausgegeben. Dieser Wettbewerb trägt den Empfehlungen 
der Experten insoweit Rechnung, als das Programm neben dem 
eigentlichen Bauwettbewerb auch einen städtebaulichen Rah- 
menwettbewerb enthält, in dem eine Darstellung der Bau- 
massen und der Erschließung des nördlichen Teils des „Bundes- 
distrikts" etwa von der Kaiser-Friedrich-Straße bis zur Dahl- 
mann/Welckerstraße gefordert ist. Darüber hinaus ist die gene- 
relle städtebauliche Ordnung auch für die weitere Umgebung 
des neuen Bundeskanzleramtes zu entwerfen. Im einzelnen 
sind Ideen und Vorschläge zur Nutzung der angrenzenden 
Gebiete zu entwickeln und deren Auswirkungen auf den Neu- 
bau des Bundeskanzleramtes darzustellen. Es handelt sich also 
bei dem Wettbewerb für das Bundeskanzleramt nicht um die 
Planung einer isolierten Einzelmaßnahme. 

Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung mit dem Preis- 
gericht, dem auch namhafte Städtebauer angehören, der Auf- 
fassung, daß der vorgesehene Standort in unmitelbarer Nähe 
des Palais Schaumburg richtig ist und nicht - wie die Experten 
empfehlen - erneut zur Diskussion gestellt zu werden braucht. 

Dafür sind folgende Gründe maßgebend: 

- Die historisch vorgegebene, räumlich nahe Zuordnung der 
vier höchsten Staatsorgane im Bereich des „Bundesdistrikts" 
soll erhalten bleiben. 

- Das Bundeskanzleramt hat zum Bundestag und Bundesrat 
weitaus engere funktionale und politische Beziehungen als 
zu den Bundesministerien. 

- Die mit dem Palais Schaumburg als Sitz des Bundeskanzlers 
und Kabinetts verbundene Tradition soll fortgesetzt werden. 
Das Palais Schaumburg muß deshalb ein integrierter Bestand- 
teil des neuen Bundeskanzleramtes sein. Es soll von der 
Bundesregierung weiterhin für repräsentative Zwecke ge- 
nutzt werden. 

- Das Bundeskanzleramt muß kurzfristig voll funktionsfähig 
gemacht werden. Dies ist nur durch einen Neubau im beste- 
henden räumlichen Zusammenhang auf dem vorgesehenen 
Gelände möglich. 

Abgesehen davon ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
die organisatorische und städtebauliche Ordnung der Regie- 
rungsbauten ein langfristiger Prozeß sein wird, der durch den 
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Neubau des Bundeskanzleramtes weder eingeengt, noch ge- 
stört, sondern geradezu in Gang gesetzt wird. Der Neubau des 
Bundeskanzleramtes ist als erster Schritt dieser stufenweise zu 
realisierenden Neuordnung zu betrachten. Dabei müssen die 
einzelnen Bundesorgane jederzeit funktionsfähig bleiben. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, gemeinsam mit der Stadt Bonn 
im nächsten Jahr einen städtebaulichen Ideen Wettbewerb für 
den „Bundesdistrikt" und den Regierungsbereich durchzufüh- 
ren. Die Vorbereitungen dazu haben bereits begonnen. 


9, Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregierung aus den 
Forderungen der Sachverständigen zur Finanzausstattung der 
Bundeshauptstadt (Punkte 41 und 42) zu ziehen? 

Der am 15. Juli 1970 zwischen dem Bund, dem Land Nordrhein- 
Westfalen und der Stadt Bonn geschlossene Vertrag sichert der 
Stadt Bonn einen angemessenen Ausgleich der erheblichen 
Sonderbelastung zu, die ihr aus der Funktion als Sitz der Bun- 
desregierung erwächst. 

In der Vereinbarung ist die Gewährung der finanziellen Hilfen 
so ausgestaltet, daß die Selbstverwaltungsrechte der Stadt für 
die Erfüllung der kommunalen Aufgaben gestärkt werden. 

Die Vereinbarung ist für 10 Jahre getroffen. Dabei ist wesent- 
lich, daß die Höhe aller Zuwendungen mit den Ausgaben an- 
steigt. Neben diesen Leistungen laufen die Sonderleistungen 
des Bundes zur Finanzierung der großen Verkehrsvorhaben in 
Bonn (U-Strab und Nord-Süd-Fahrt) sowie die Finanzierung von 
Erschließungsmaßnahmen für die geplanten neuen Vorhaben 
des Bundes in Bonn. 

Im Bundeshaushaltsplan 1970 ist eine Verpflichtungsermäch- 
tigung zur Gewährung von Finanzhilfen an die Stadt in Höhe 
von über einer Milliarde DM ausgebracht. 


10. Ist die Bundesregierung bereit, über die bisherigen Regelungen 
hinaus besondere Finanzierungsmittel einzusetzen, eventuell 
zur Bewirtschaftung durch die unter Frage 5 genannte beson- 
dere Planungsinstitution? 


Der Bund wird die auf ihn entfallenden Mittel für die Verwirk- 
lichung der Bundesplanungen im Raum Bonn rechtzeitig zur 
Verfügung stellen. 

Die Einzelheiten der Finanzierung können erst nach weiterer 
Klärung der Sachf ragen festgelegt werden. 


Dr. Reischl 
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